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14. Gemeinderatssitzung 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 
aufgenommen am Donnerstag, den 09.11.2017 um 18.30 Uhr im Sitzungszimmer der Gemeinde 
Rosenau/Hp. über die öffentliche Gemeinderatssitzung. 
 
Anwesende: 
Bürgermeister Peter Auerbach  
 
die Gemeinderatsmitglieder: 
Vizebgm. Maria Benedetter 
Daniela Auerbach 
Wolfgang Eibl 
Wolfgang Benedetter 
Ing. Anton Santner 
Matthias Immitzer 
Irmgard Gansterer 
Ing. Jürgen Steinbichler 
Matthias Berger 
Daniel Huemer 
Leopoldine Sanglhuber 
Katharina Nachbagauer 
 
entschuldigt: 
 
erschienene Ersatzgemeinderäte: 
 
Schriftführer: Adolf Sölkner  
 
Zuhörer: Kdt Stefan Reiter, KdtStv. Patrick Benedetter 
 
Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden und eröffnet die von ihm einberufene 
Gemeinderatssitzung. Er stellt fest, dass laut vorliegendem Zustellnachweis alle 
Gemeinderatsmitglieder rechtzeitig und unter Bekanntgabe der Tagesordnung nachweislich geladen 
wurden. Die Gemeinderatssitzung wurde mit Tagesordnung am 31. Oktober 2017 an der 
Gemeindeamtstafel kundgemacht. Der erschienene Gemeinderat zählt 13 Mitglieder und die 
Beschlussfähigkeit ist gegeben. Weiters gibt der Vorsitzende bekannt, dass die Verhandlungsschrift 
über die letzte Sitzung vom 14.09.2017 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden im 
Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung noch aufliegt und gegen diese 
Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können. Bevor er 
zur Tagesordnung übergeht, erwähnt er, dass TOP 5 um bezeichnet werden muss, da ein 
Finanzierungsplan der Direktion Inneres und Kommunales noch nicht übermittelt wurde. Er werde 
daher anstelle der Beschlussfassung eines Finanzierungsplans den TOP auf „Beschlussfassung 
eines Finanzierungsvorschlages“ umändern. Danach geht er zur Tagesordnung über. 
 
 

T a g e s o r d n u n g 
1. Prüfbericht des Prüfungsausschusses vom 03.10.2017, Vorlage im Gemeinderat 

2. Nachtragsvoranschlag 2017, Beratung und Beschlussfassung 

3. Berufungsentscheidung, Berufung vom 04.08.2017 des Herrn Karl Altmüller gegen die Vorschreibung der 

Aufschließungsbeiträge für das unbebaute Grundstück 666/6 EZ 235 KG Rosenau 49407 –  

a) Wasserversorgungsanlage,  
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b) Kanalisationsanlage und  

c) Verkehrsaufschließung 

4. Auftragsvergabe zur Ersatzbeschaffung eines KLF-A für die Freiwillige Feuerwehr Rosenau/Hengstpaß nach 

Ausschreibung im Unterschwellenbereich und Angebotsöffnung am 31.10.2017, Beratung und 

Beschlussfassung 

5. Finanzierungsplan für die Ersatzbeschaffung eines KLF-A für die Freiwillige Feuerwehr Rosenau am 

Hengstpaß, Beschlussfassung 

6. Diskussion und Beratung in Sachen Gemeindekooperationen bzw. Gemeindefusionen 

7. Berichte der Ausschussobmänner/obfrauen 

8. Bericht des Bürgermeisters 

9. Allfälliges 

 

 

Beschlüsse: 
1. Prüfbericht des Prüfungsausschusses vom 03.10.2017, Vorlage im Gemeinderat 

Bgm. Auerbach liest den Prüfungsbericht des Prüfungsausschusses über die Sitzung am 03.10.2017 

vollinhaltlich vor. 

 

 
 

Wortmeldungen zum Prüfbericht werden keine festgestellt.  
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2. Nachtragsvoranschlag 2017, Beratung und Beschlussfassung 

Ein Entwurf des Nachtragsvoranschlages erstellt von der Gemeindebuchhaltung mit Bgm. Auerbach liegt zur 

öffentlichen Einsichtnahme seit 23.10.2017 auf. In der Gemeindevorstandssitzung am 02.11.2017 wurde dieser 

Entwurf beraten. Nachdem keine Änderungen vorgenommen wurden, wurde der Entwurf vom 

Gemeindevorstand dem Gemeinderat zur Beschlussfassung empfohlen. Ebenso, wie bereits bei der 

Vorstandssitzung liegen den jeweiligen politischen Fraktionen Auszüge aus dem Nachtragsvoranschlagsentwurf 

2017 mit den Fraktionsunterlagen zur Sitzung zum Durchlesen vor. Diese Auszüge beinhalten die Auflistung 

der Abweichungen gegenüber dem Erstvoranschlag 2017 sowie die Gesamtübersichten über den Ordentlichen 

und Außerordentlichen Haushalt. Bgm. Auerbach liest aus seinen Unterlagen die wesentlichen Änderungen 

gegenüber dem Erstvoranschlag 2017 vor. 
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Danach wird über einige einzelne Ausgabenerhöhungen und Einnahmenreduzierungen auf Einladung des 

Vorsitzenden diskutiert. Irmgard Gansterer übernimmt das Wort für die ÖVP-Fraktion  

 

Sie stellt fest, dass es schade ist, dass das Zelt im Sommer 2017 nur einmal gegen Gebühr verliehen war. Bgm. 

Auerbach stellt dazu fest, dass es bis auf paar wenige Veranstaltungen von Vereinen der Gemeinde 

Rosenau/Hp., bei denen ja keine Zeltverleihgebühren vorgeschrieben werden, nur wenig Nachfrage nach dem 

Zeltverleih war. Bei der Veranstaltung bzw. bei der Jubiläumsfeier des Nationalparks Oö. Kalkalpen in 

Großraming konnte das Zelt auf dem vorgesehenen Platz nicht aufgestellt werden. Dennoch räumt er ein, dass 

auch auf der Aufgabenseite für den Zeltverleih keine größeren Ausgaben gegenüberstehen.  

 

Weiters greift Irmgard Gansterer die Kosten für Druckwerke in der Hauptverwaltung und jenen in der 

Volksschule auf. Der von der Kopien Anzahl abhängige Mietzins für die Kopiergeräte im Gemeindeamt und in 

der Volksschule weist einen wesentlichen Mehrverbrauch im FJ 2017 auf als angenommen. Die 

Gemeindebuchhalterin, Regina Berger, hatte dazu bereits einen von mehreren Gründen in die 

Abweichungsauflistung geschrieben. Neben den Mehrkopien für die Deutschkurse der Asylwerber, werden 

heute noch die Unterrichtsmethoden in der Volksschule und ein Mehraufwand an Kopien im Gemeindeamt als 

Ursachen für die Erhöhung der Mietzinse genannt. Bgm. Auerbach fügt der Angelegenheit hinzu, dass die 

Gemeinde Rosenau/Hp. im FJ 2017 einen Kostenersatz für Migration und Integration der Asylwerber über ca. € 

9.500 erhielt. Über einen Kopienersatz in der Volksschule durch Eltern der Schüler wird Bgm. Auerbach mit 

Direktorin Gisela Pernkopf bei der nächsten Gelegenheit sprechen. Er fügt jedoch hinzu, dass in den Kosten für 

Druckwerke auch Zeitungen und Bücher (Gesetzesbücher) im Gemeindeamt und Lehrmittel und Lehrbücher in 

der Volksschule auf diesen Posten verbucht werden. In Zukunft muss es bei diesen einzelnen Buchungsposten 

einen im Voranschlag vereinbarten Betrag geben, der nicht überschritten werden darf. Auch die Erhöhung bei 

den Gastbeiträgen für Kindergartenkinder (Kindergarten Windischgarsten) erwähnt Frau Gansterer bei ihren 

Anmerkungen. Bgm. Auerbach willigt einem Besuch im Kindergarten Windischgarsten nur dann zu, wenn eine 

entsprechende Begründung dafür vorgelegt wird.  

Ein weiterer Punkt, der Frau Gansterer auffällt, ist die Tatsache, dass bei der Wasserversorgungsanlage 

Rücklagen vorgesehen sind, obwohl diese im Ordentlichen Haushalt gar nicht ausgabendeckend veranschlagt 

werden kann. Bgm. Auerbach klärt auf, dass die durch den Wasseranschlusszwang als Interessentenbeiträge 

vorgesehenen Einnahmen nicht im Ordentlichen Haushalt und somit Fehlbetragssenkend verbleiben dürfen. Sie 

müssen als zweckgebundene Rücklagen für künftige Wasserleitungsprojekte zugeführt werden.  

Bei einer Ausgabenerhöhung liest Frau Gansterer das Wort ÖVE-Überprüfung. Sie fragt daher nach, was diese 

Erklärung heißen soll. Wiederum kann Bgm. Auerbach erläutern, dass sämtliche gemeindeeigenen Häuser, v.a. 

die vermieteten Objekte eigentlich im 5-Jahresabstand einer elektrosicherheitstechnischen Überprüfung durch 

einen Befugten unterzogen werden müsste. Nach nun vielen Jahren wurden 2017 endlich einmal alle 

Gemeindeobjekte von der E-Tech darauf überprüft.   

Auch Matthias Berger stellt im Zusammenhang mit dem Nachtragsvoranschlag für die Mehrkosten bei den 

Kredittilgungen und Kreditzinsen die Frage, ob diese Erhöhungen gegenüber dem Erstvoranschlag auf die 

Abbuchung von Kreditraten zu Beginn des Finanzjahres, obwohl diese noch im FJ 2016 zeitlich abgegrenzt 

dargestellt werden hätten müssen, zurück zu führen sind. Bgm. Auerbach wiederholt dazu seine Erläuterungen. 

Nachdem zum Jahresende die Kassenkreditgrenze überschritten war und die Allgemeine Sparkasse Oö daher 

die Abbuchungen der BAWAG P.S.K. nicht zugelassen hat, wurden diese später im Jänner dann abgebucht, 

obwohl sie sich aufs FJ 2016 bezogen hätten. Matthias Berger und Irmgard Gansterer fragen daher nach, ob die 

Gefahr dieser falschen Abbuchungen auch heuer zu Jahreswechsel wieder besteht. Nachdem die 

Gemeindebuchhalterin nun von einer Buchungsmethode (Sollstellung) im k5 weiß, wie sie eine zeitliche 

Rechnungsabgrenzung vornehmen kann, besteht diese Gefahr nicht mehr.  

Was den Außerordentlichen Haushalt betrifft, werden zwar die einzelnen Vorhaben durchgelesen, 

Bemerkungen und Wortmeldungen dazu, gibt es jedoch keine. 

Zum Abschluss der Diskussionen stellt der Vorsitzende den Antrag auf Beschlussfassung des vorliegenden 

Entwurfes über den Nachtragsvoranschlag 2017 mit folgenden Summen: 

 

Ordentlich Haushalt     Außerordentlicher Haushalt 

Gesamteinnahmen € 1.761.300   € 1.099.800 

Gesamtausgaben € 2.018.800   € 1.098.200    

Sollfehlbetrag  €  -257.500   €    +1,600 (Sollüberschuss) 
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Seinem Antrag stimmen die Gemeinderatsmitglieder einstimmig und per Handzeichen zu.  

 

 
3. Berufungsentscheidung, Berufung vom 04.08.2017 des Herrn Karl Altmüller gegen die Vorschreibung der 

Aufschließungsbeiträge für das unbebaute Grundstück 666/6 EZ 235 KG Rosenau 49407 –  

a. Wasserversorgungsanlage,  

In der Angelegenheit „Zweitmalige Vorschreibung der Aufschließungsbeiträge“ muss Bgm. Auerbach von einer 

Berufung gegen seinen Vorschreibungsbescheid gegen die Aufschließungsbeiträge für Wasserversorgung, 

Abwasserbeseitigung und Verkehrsaufschließung für das Grundstück Nr. 666/6 des Herrn Karl Altmüller 

informieren. Nachdem es für alle 3 Aufschließungsbeitragsvorschreibungen jeweils ein erging, gibt es auch im 

Berufungsverfahren 3 Anschreiben an die Gemeinde. Als Unterzeichnender der Erstbescheide, gegen die 

berufen wurde, erklärt sich der Vorsitzende als befangen und übergibt den Vorsitz an Vizebgm. Maria 

Benedetter. Frau Benedetter übernimmt somit den Vorsitz und liest zunächst die Berufungen des Herrn Karl 

Altmüller vor. Ergänzend stellt sie fest, dass die Berufungsfrist (erläutert in der Rechtsmittelbelehrung) 

eingehalten wurde und daher die Berufung vom Gemeinderat zu behandeln ist.  

 

 
 

Auch der Grundbuchsbeschluss zur Grundstücksvereinigung mit GNr. 666/4 vom Bezirksgericht 

Kirchdorf/Krems liegt bereits vor. 
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Sie erläutert weiters, dass somit der Tatbestand zur Vorschreibung der Aufschließungsbeiträge, nämlich die 

Tatsache eines unbebauten Grundstückes, nicht mehr vorliegt und es daher offensichtlich wäre, dem 

Berufungswerber Recht zu geben. Eine Berufungsstattgebung hat AL Sölkner im Vorfeld mit dem Oö. 

Gemeindebund (Frau Evelyn Hauder) abgesprochen und einen Entwurf für die Berufungsentscheidung in dieser 

Angelegenheit mit Unterstützung von Frau Hauder erarbeitet. Vizebgm. Maria Benedetter kann somit einen 

Bescheidentwurf für die Berufungsentscheidung als Gedankenstütze vorlesen.  

 
Herrn 

Karl Altmüller 

 

Nr. 89 

4581 Rosenau am Hengstpaß 

 

 

 

Gegenstand:: Aufschließungsbeitrag  Wasser/Kanal/Verkehr für  Grundstück 666/6, Berufungsentscheidung 

 

 

BESCHEID Berufungsentscheidung 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Rosenau/Hengstpaß hat sich in seiner Sitzung am  

09. November 2017 mit Ihren Berufung vom 04.08.2017 und zugestellt am 11.08.2017zur Vorschreibung der Aufschließungsbeiträge 

für das Grundstück 666/6 vom Bürgermeister (Zl 920/2017 vom 25.07.2017) auseinandergesetzt und es ergeht aufgrund des hierbei 

gefassten Gemeinderatsbeschluss folgender  

 

SPRUCH 
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Ihrer Berufung gegen die Vorschreibung der Aufschließungsbeiträge gem § 25 Oö. ROG 1994 für das Grundstück Nr. 666/6 EZ 235 

KG 49407 Rosenau wird stattgegeben. Die Bescheide des Bürgermeisters vom 25.07.2017 (Zl. 920/2017) zur Vorschreibung der 

Aufschließungsbeiträge für WASSER, ABWASSERBESEITIGUNG und VERKEHRSAUFSCHLIEßUNG werden aufgehoben. 

 

Begründung: 

Mit den angefochtenen Bescheiden des Bürgermeisters vom 25.07.2017 wurden Ihnen die Aufschließungsbeiträge (WASSER; 

ABWASSERBESEITIGUNG und VERKEHRSAUFSCHLIEßUNG) für das Grundstück Nr. 666/6 EZ 235 KG 49407 Rosenau 

vorgeschrieben.  

Durch die nachträgliche Zusammenlegung der als WOHNGEBIET gewidmeten Grundstücke in die Grundstücksnummer 666/4 EZ 

235 KG 49407 Rosenau entfällt der Tatbestand eines unbebauten Grundstückes und somit die Voraussetzung zur Vorschreibung der 

Aufschließungsbeiträge gemäß § 25 Oö. ROG 1994. Die Grundstücksvereinigung wird durch den Grundbuchsbeschluss des 

Bezirksgerichtes Kirchdorf/Krems vom 11.09.2017 (GZ NGB 369/2107 TZ 2758/2017) bestätigt.  

Ergänzende Anschlussgebühren für das nun größere Grundstück Nr. 666/4, wie sie beim Verkehrsflächenbeitrag gem. § 19 Oö. BauO 

1994 anfallen, werden mittels eigenem Bescheid in Rechnung gestellt.  

 

Rechtsmittelbelehrung 

 

Sie haben das Recht, gegen diesen Bescheid Beschwerde einzulegen. Die Beschwerde muss innerhalb eines Monates nach der 

Zustellung des Bescheides bei der Gemeinde Rosenau am Hengstpaß eingereicht oder bei der Post aufgegeben oder in einer sonst 

technisch möglichen Form eingebracht werden (mit E-Mail jedoch nur insoweit, als für den elektronischen Verkehr zwischen der 

Bescheid erlassenden Behörde und den Beteiligten nicht besondere Übermittlungsformen vorgesehen bzw. etwaige technische 

Voraussetzungen oder organisatorische Beschränkungen des elektronischen Verkehrs im Internet bekannt gemacht sind). 

Falls Sie innerhalb der Beschwerdefrist einen Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe stellen, beginnt die Beschwerdefrist mit 

dem Zeitpunkt, in dem der Beschluss über die Bestellung des Wirtschaftstreuhänders bzw Rechtsanwaltes zum Vertreter und der 

anzufechtende Bescheid diesem zugestellt wurde, von neuem zu laufen. Wird der rechtzeitig gestellte Antrag auf Bewilligung der 

Verfahrenshilfe abgewiesen, beginnt die Beschwerdefrist mit der Zustellung des abweisenden Beschlusses an Sie von neuem zu 

laufen. 

Eine Beschwerde muss die Bezeichnung des Bescheides, gegen den sie sich richtet, eine Erklärung, in welchen Punkten der Bescheid 

angefochten wird, die Erklärung, welche Änderungen beantragt werden und eine Begründung enthalten. Die Beschwerde hat keine 

aufschiebende Wirkung (§ 254 BAO). 

 

Die Vizebürgermeisterin 

Maria Benedetter 

 

Auch die Gemeinderatsmitglieder schätzen die Angelegenheit auf diese Art und Weise ein und meinen, dass der 

Berufung statt zu geben ist, da das unbebaute Grundstück per 11.09.2017 (Datum vom Grundbuchsbeschluss) 

nicht mehr existiert. Die Vizebürgermeisterin stellt daher den Antrag auf Beschlussfassung des vorgetragenen 

Bescheidentwurfes. Alle 11 verbleibenden Gemeinderatsmitglieder stimmen ihrem Antrag einstimmig und per 

Handzeichen zu. Für AL Sölkner stellt sich nach Beschlussfassung des Bescheidentwurfes nur mehr die Frage, 

ob alle 3 einzelnen Berufungen in einem Berufungsbescheid zusammengefasst werden dürfen, oder ob den 2 

Berufungen in 2 oder 3 Berufungsstattgebungen zu antworten ist. Er wird dies noch mit dem Oö. 

Gemeindebund klären und das Ergebnis dieser Aussprache im oder in den Berufungsentscheidungen 

berücksichtigen.  

 
b. Kanalisationsanlage und 

Für die Berufung gegen den Aufschließungsbeitrag KANAL wiederholt sich daher Besprochenes und könnte 

die Beratung zum Berufungsbescheid einfach wiederholt werden.  

 

 
c. Verkehrsaufschließung 

Der Vollständigkeit halber liest die Vizebürgermeisterin die Berufung gegen den Aufschließungsbeitrag 

VERKEHR eigens vor. 
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Inhaltlich kann der Beratungsverlauf auch für den Aufschließungsbeitrag VERKEHR kopiert und eingefügt 

werden.  

Auch an dieser Stelle wird dem Antrag der Vizebürgermeisterin und somit der Berufungsstattgebung 

einstimmig, per Handzeichen zugestimmt.  

Nach den Abstimmungen übergibt Frau Vizebgm. Benedetter den Vorsitz wieder an den Bürgermeister Peter 

Auerbach. 

 
4. Auftragsvergabe zur Ersatzbeschaffung eines KLF-A für die Freiwillige Feuerwehr Rosenau/Hengstpaß 

nach Ausschreibung im Unterschwellenbereich und Angebotsöffnung am 31.10.2017, Beratung und 

Beschlussfassung 

Bgm. Auerbach übernimmt wiederum den Vorsitz und ruft zunächst die Absicht im FJ 2018 ein KLF-A für die 

Freiwillige Feuerwehr Rosenau/Hp. ankaufen zu wollen bzw. zu müssen. Nachdem der alte KLF im Jahr 2018 

das 30jährige Alter erreicht, steht der Freiwilligen Feuerwehr Rosenau/Hengstpaß laut den Richtlinien des 

Landesfeuerwehrverbandes im Jahr 2018 ein neues Kleinlöschfahrzeug und ein Landeszuschuss durch den 

Feuerwehrverband in der Höhe von € 32.000 für eine Ersatzanschaffung zu. In diesem Sinne wurde bereits in 

der Gemeinderatssitzung am 10.03.2016 der Grundsatzbeschluss dazu gefasst. Aufgrund von langen 

Lieferfristen beim Ankauf von Feuerwehrfahrzeugen haben sich die Gemeinde, der Bürgermeister und der 

Gemeinderat rechtzeitig um den Ankauf eines KLFs und dessen Finanzierung zu kümmern. Die Ausschreibung 

für das KLF-A hatte in einem offenen Verfahren im Unterschwellenbereich (Ausschreibung österreichweit mit 

Bekanntgabe in der Amtlichen Linzer Zeitung und Wiener Zeitung) von 09.10 bis 27.10.2017 stattgefunden. 

Die Angebotsöffnung hat im Beisein von Vertretern der Fa. Rosenbauer Österreich GmbH und der Fa. 

GIMAEX GmbH, Kdt. Stefan Reiter und Vizebgm. Benedetter am 31.10.2017 um 14.00 Uhr stattgefunden. Das 

Angebotseröffnungsprotokoll liest der Bürgermeister vollinhaltlich vor. 
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Mit der Freiwilligen Feuerwehr Rosenau am Hengstpaß wurde vereinbart, die Bewertungen im Kreise einer 

Jury aus dem Feuerwehrkommando und Gemeindevorstandsmitgliedern vor zu nehmen. Schon am 04.11.2017 

sind 4 Mitglieder vom Feuerwehrkommando, nämlich Kdt. Stefan Reiter, KdtStv. Patrick Benedetter, Kassier 

Andreas Halsmayr und Gerätewart Werner Edlinger zu einer Bewertung der Angebot gemäß dem delphischen 

Verfahren zusammengetroffen. Die Bewertung der Gemeindevorstandsmitglieder erfolge einen Tag später am 

05.11.2017 um 10 Uhr vormittags mit Kdt. Stefan Reiter. Nach den Bewertungen wurde von der Freiwilligen 

Feuerwehr ein Vergabevorschlag erstellt und dieser mit Schreiben an den Gemeinderat vom 06. November 

2017 an die Gemeinde übermittelt. Bgm. Auerbach liest auch den Vergabevorschlag der Feuerwehr in diesem 

Zusammenhang vor. 
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Zusätzlich erläutert der Vorsitzende, dass die Fa. Magirus Lohr hauptsächlich aus dem Grund die schlechteste 

Bewertung erhielt, da sie ursprünglich ein Fahrzeug angeboten hätte, dass bei der Ausfahrt ohne Mannschaft 

schon überladen gewesen wäre.  

Nach seinen Erläuterungen stellt er die Vergabe zum KLF-A-Ankauf zur Diskussion. Nachdem Kommandant 

und Kommandantstellvertreter unter den Sitzungszuhörern anwesend sind, dürfen Fragen direkt an die 

Feuerwehrkommandomitglieder gerichtet werden. 

Frau Irmgard Gansterer gibt zunächst zu, dass sie sich mit ihrer Frage sicherlich blamieren werde, dennoch will 

sie wissen, was KLF-A genau heißen soll. Kdt. Stefan Reiter erläutert, dass es sich dabei um ein 

Kleinlöschfahrzeug mit Allradantrieb handle, wie sie bei den Feuerwehren in Oberösterreich eingesetzt werden. 

Er fügt hinzu, dass diese Fahrzeuge in Zukunft bis 5,5 t Gesamtgewicht haben und dazu Feuerwehrmitglieder 

im Besitz eines B-Führerscheines mit einer zusätzlichen Ausbildung und einem „Feuerwehrführerschein“ 

fahrberechtigt werden.  

Bgm. Auerbach fügt hinzu, dass das alte KLF, das ersetzt werden muss, um etwa € 12.000 aus der Steiermark 

von einer Feuerwehr in der Nähe von Graz gekauft wurde, weil in der Steiermark die Feuerwehrfahrzeuge nach 

20 Jahren ausgetauscht werden können. Für das eigene hätten wir aus Rostgründen nicht einmal mehr das TÜV-

Pickerl erhalten.  

Frau Gansterer fragt dennoch nach, warum ausgerechnet das teuerste Fahrzeug als Bestangebot bewertet wurde. 

Kdt. Stefan Reiter will die Antwort zusammenfassen. Die Fa. GIMAEX GmbH geht auf die individuellen 

Wünsche und Anforderungen der jeweiligen Feuerwehr ein. Die einzelnen Aufträge werden einer nach dem 

anderen hergestellt. Die Fa. Rosenbauer produziert ihre Standardfahrzeuge, mit denen die Feuerwehren zu 

arbeiten haben. Bei der Darstellung der Angebote und den Besichtigungen bei Fahrzeugen konnte daher die Fa. 

GIMAEX viel besser auf die Anforderungen der Feuerwehr Rosenau/Hp. eingehen. Bgm. Auerbach erläutert 

diese Tatsache am Beispiel des Aus- und Einschubes für die Tragkraftspritze. Die Fa. Rosenbauer stellt KLF`s 

her, bei der die Tragkraftspritze schräg nach unten hinausgezogen wird, damit die Feuerwehrkameraden die 

Pumpe auf der vorgesehenen Höhe abheben können. Dies ist so gemacht, damit die Anforderungen von 

Feuerwehrsicherheitsrichtlinien erfüllt sind. Jedoch ergeben sich die Schwierigkeiten beim Zurückschieben, der 

doch sehr schweren Tragkraftspritze. Natürlich hat die Fa. Rosenbauer auch schon andere, tiefere 

Tragkraftspritzen entwickelt, die zu den vom Rosenbauer entwickelten Ausschüben passen. Die Freiwillige 

Feuerwehr Rosenau will jedoch die vorhandene Tragkraftspritze in das neue KLF einbauen.  
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Die Fa. GIMAEX hat für dieses Problem eine Senkeinrichtung vorgesehen, damit die Tragkraftspritze immer 

waagrecht zu beheben und behandeln bleibt. Natürlich ist diese Vorrichtung schon entsprechend teurer und 

erklärt den kleinen Preisunterschied bei den 3 Angeboten. Auf Anfrage von Ing. Jürgen Steinbichler erläutert 

Kdt. Stefan Reiter, dass es sich bei allen angebotenen Fahrzeugen um Fahrgestelle von Mercedes Sprinter 519 

CDI 4x4 handelt, auf denen der Mannschaftsraum, die Halterungen und Stauräume für die Feuerwehrausrüstung 

aufgebaut werden. Die Ausrüstung selbst wird zum Großteil vom alten Fahrzeug übernommen.  

Zum Schluss erläutert Kdt. Stefan Reiter, dass dieses Fahrgestell Sprinter 519 CDI 4x4 ab 2018 nicht mehr 

gebaut wird. Ein tatsächlicher Aufbau des Feuerwehrfahrzeuges auf diesem Fahrgestell kann daher nur bei einer 

Bestellung und Beauftragung noch im Jahr 2017 garantiert werden. Bgm. Auerbach erläutert, dass auch dies der 

Hauptgrund sei, warum der Vergabebeschluss schon heute auf der Tagesordnung steht. Nicht nur die garantierte 

Lieferzeit von 10 Monaten auch die Produktion des Fahrgestelles müsse dabei berücksichtigt werden. Auf die 

Frage von Daniel Huemer, was mit dem alten Fahrzeug geschieht, weist Kdt. Stefan Reiter darauf hin, dass es 

sich um ein gemeindeeigenes Fahrzeug handelt. Verkaufserlös wird aus dem alten, verrosteten Fahrzeug kaum 

einer zu erwirtschaften sein. Wahrscheinlich muss es verschrottet werden oder kann zu einem geringen Preis in 

den Süden verkauft werden. Zwecks Beschlussfassung einer Auftragsvergabe erläutert der Vorsitzende die 

Stillhaltefrist von 7 Tagen im Vergabeverfahren im Unterschwellenbereich. Es ist daher vor einer Bestellung 

die Stillhaltefrist über 7 Tage nach Zuschlagsentscheidung einzuhalten. Er erwähnt nochmals das für ihn 

eindeutige Hauptargument, dass der Gemeinderat für die Freiwillige Feuerwehr mit der Auftragsvergabe eine 

Entscheidung für die Arbeit in den nächsten 30 Jahren damit trifft. Abschließend beantragt der Bürgermeister 

die Beschlussfassung zur Auftragsvergabe des KLF-A für die Freiwillige Feuerwehr Rosenau/Hp. an die Fa. 

GIMAEX Ges mbH. Seinem Antrag stimmen sämtliche Gemeinderatsmitglieder mit einem Handzeichen, somit 

einstimmig zu.  

 
5. Finanzierungsvorschlag für die Ersatzbeschaffung eines KLF-A für die Freiwillige Feuerwehr Rosenau am 

Hengstpaß, Beschlussfassung 

Da bis heute noch kein Finanzierungsplan zur Ersatzanschaffung des KLF-A der Direktion Inneres und 

Kommunales vorliegt. Die Finanzierungszusagen seitens des Landesfeuerwehrverbandes über € 32.000 und der 

Gemeindereferentin LR Birgit Gerstorfer über € 64.500 vorliegen, will der Bürgermeister einen 

Finanzierungsvorschlag bei der Direktion Inneres und Kommunales einbringen. Mit den zugesagten 

Finanzmitteln über € 96.500 kann natürlich bei weitem nicht das Auslangen für das ausgesuchte Fahrzeug 

gefunden werden. Deshalb schlägt der Vorsitzende vor, den Rest vom Verkaufserlös aus dem Hausverkauf vom 

Geschäftsgebäude Rosenau Nr. 97 in die Ersatzanschaffung des KLF-A einzubringen. Eine Zustimmung seitens 

der Gemeindeaufsichtsbehörde (Direktion Inneres und Kommunales) in dieser Angelegenheit konnte er bis zum 

heutigen Datum nicht erreichen. Er möchte daher das für ihn einzig und alleine zuständige Organ, den 

Gemeinderat, in dieser Sache um eine Beschlussfassung ersuchen. Seiner Meinung nach kann nur die Gemeinde 

selbst entscheiden, was mit Finanzmittel aus außerordentlichen Projekten der Gemeinde geschehen soll und wie 

diese eingesetzt bzw. verwendet werden. Den Vorschlag der IKD, die restlichen Mittel aus dem Hausverkauf 

über etwa € 50.000 zur Haushaltsverbesserung in den Ordentlichen Haushalt der Gemeinde FJ 2017 

einzubringen, kann er nicht als Haushaltskonsolidierung werden, da diese Mittel schon im darauffolgenden Jahr 

2018 nicht mehr vorhanden sind. Er bringt daher folgenden Finanzierungsvorschlag für die Ersatzanschaffung 

des KLF-A der Freiwilligen Feuerwehr vor und ersucht um eine einstimmige Beschlussfassung in dieser 

Angelegenheit.  

        Einnahmen Ausgaben 

Landeszuschuss Feuerwehrverband    € 32.000 € 153.000 

Bedarfszuweisungsmittel     € 64.500 

Erlöse aus Hausverkauf R. 97    € 50.000 

Eigenmittel der Freiwilligen Feuerwehr Rosenau/Hp.  €  6.500    

        € 153.000 € 153.000 

Diesen Finanzierungsvorschlag wird er im Falle eines einstimmigen Beschlusses bei der Direktion Inneres und 

Kommunales in Form eines Bedarfszuweisungsmittelantrages einbringen.  

Die Gemeinderatsmitglieder diskutieren sodann über die Aufbringung von Eigenmittelanteile für künftige 

Projekte der Gemeinde. Wie und in welcher Höhe Ansparmittel für Projekte durch die Gemeinde erzielt 

werden, kann zum heutigen Zeitpunkt noch nicht erklärt werden. Hier muss man sicherlich die Budgeterstellung 

in der Gemeindefinanzierung neu abwarten. Aber zurzeit steht eben die Ersatzanschaffung des KLF-A für die 

Feuerwehr an und ist als zurzeit wichtigstes Projekt der Gemeinde mit Priorität 1 für die Gemeinde im FJ 2018 

zu bewerten. Eine Darlehensaufnahme durch die Feuerwehr, wie es die Direktion Inneres und Kommunales 
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vorschlägt, halten Bgm. Auerbach aber auch die anderen Gemeinderäte unangebracht. Die Mitglieder des 

Gemeindevorstandes wissen ganz genau, wie es um die finanzielle Situation der Feuerwehr steht. Sie werden ja 

jährlich zur Hauptversammlung, bei der auch die Kassenstände dargestellt werden, eingeladen. Die Einnahmen, 

die unsere Feuerwehr beim jährlichen Feuerwehrball oder einem Maibaumfest erwirtschaftet, halten sich auch 

sehr in Grenzen. Wenn einmal bei einer solchen Veranstaltung € 1.000 Gewinn erzielt werden, zählt dieser 

Umstand bereits zu einem großen Erfolg. Eine Belastung der Feuerwehr mit einem fünfstelligen Eurobetrag ist 

für ihn und die Feuerwehr selbst daher nicht möglich. Wurden schon sämtliche Helme im letzten Jahr von der 

Feuerwehr erneuert und selbst finanziert. Irmgard Gansterer fragt nach, ob die Feuerwehr den für sie zu 

finanzierenden Betrag über € 6.500 zur Verfügung hat. Bgm. Auerbach verweist auf den Kommandanten, Herrn 

Stefan Reiter. Dieser bestätigt, dass der vierstellige Betrag von der Feuerwehr geleistet werden kann. Stehen ja 

zu Jahreswechsel die Haussammlung und dann im Jänner der Feuerwehrball am Programm. Im Jahr der 

Freiwilligkeit, die freiwillige Arbeit der Feuerwehr so zu werten, dass sie selbst für die Anschaffung der 

Arbeitsmittel verantwortlich gemacht werde, können die Mitglieder des Gemeinderates der Gemeinde 

Rosenau/Hp. nicht hinnehmen. Auch die Gemeinderatsmitglieder bestätigen dem Vorsitzenden, dass sie sich 

alleine für befugt und kompetent halten, was mit zur Verfügung stehenden Finanzmittel der Gemeinde, wie jene 

aus dem Hausverkauf, zu geschehen hat. Er beantragt daher die Beschlussfassung, den Finanzierungsvorschlag 

für die Ersatzanschaffung des KLF-A für die Freiwillige Feuerwehr Rosenau/Hp., wie dargestellt, zu 

beschließen. Seinem Antrag stimmen die Gemeinderatsmitglieder einstimmig und per Handzeichen zu. 

Den beschlossenen Finanzierungsvorschlag will der Bürgermeister der Direktion Inneres und Kommunales 

übermitteln und damit den Finanzierungsplan für den KLF-Ankauf beantragen. 

 
6. Diskussion und Beratung in Sachen Gemeindekooperationen bzw. Gemeindefusionen 

Bgm. Auerbach erläutert vorerst, dass das Thema Gemeindekooperationen bzw. Gemeindefusionen schon im 

Gemeindevorstand in der Sitzung am 02.11.2017 diskutiert und beraten wurde. Es geht dabei darum, eine 

Stimmung oder eine Absicht, sich mit diesem Thema auf politischer Ebene, genauer gesagt im Gemeinderat, 

damit zu erfragen. Der Vorsitzende holt weit aus und erwähnt einige Richtlinien und Regelungen, die darauf 

ausgerichtet sind, Gemeinden mit weniger als 1500 Einwohner durch Fusionen mit anderen Gemeinden 

aufzulösen (auszuhungern). So gibt es für gewisse Sanierungs- und Neubaumaßnahmen, wie Amtsgebäude-, 

Schul- oder Feuerwehrdepotbau keine Landesförderungen mehr für Gemeinden < 1500 Einwohner. Gewisse 

Kennzahlen und Durchschnittsberechnungen sind darauf ausgelegt, dass einwohnerkleine Gemeinden keine 

Chance haben, die für die Budgetierung zwingend vorgeschriebenen Kennzahlen zu erreichen (z.B. 

Ausgabendurchschnitt bei der Feuerwehr). Der Gemeinderat darf keinen Fehlbetrag mehr im Voranschlag 

beschließen. Er erwähnt in dieser Angelegenheit nochmals das Procedere zur Voranschlagserstellung ab 2018. 

Sämtliche Bedingungen und Richtlinien müssen zumindest bis zum FJ 2021 umgesetzt werden. Er sieht sich 

daher schon aus diesen Gründen gezwungen, in Sachen Gemeindekooperationen oder mit einer Gemeindefusion 

die finanzielle Seite der Gemeinde zu verbessern. Auch andere Effekte, wie eine professionelle 

Verfahrensabwicklung in der Gemeindeverwaltung durch Spezialisierung sollte dabei mitbedacht werden.  

Auch die 15 % Beitrag aus dem Regionalisierungsfonds bei Projekten mit einer oder mehreren anderen 

Gemeinden erwähnt er bei dieser Gelegenheit. Wie schwer es für eine Härteausgleichsfondsgemeinde wird, 

Ansparmittel zu erreichen, wird sich erst im nächsten Jahr zeigen. Diese neuen Richtlinien, die Vorträge und 

Gespräche beim Gemeindefinanztag und dem Amtsleiterseminar lassen darauf schließen, dass innerhalb der 

nächsten 3 Jahre einwohnerkleine Gemeinden zu Fusionen und Kooperationen gezwungen werden, sollten sie 

nicht selbst schon in diese Richtung arbeiten. Die Gemeinden Rosenau am Hengstpaß und Edlbach waren in 

dieser Sache schon so weit, dass sie bereits im Kreise der Bürgermeister, Vizebürgermeister und Amtsleiter 

schon einige Gespräche zum Thema Gemeindefusion geführt haben. Auch bei der Direktion Inneres und 

Kommunales war man bereits zu einer Beratung in dieser Angelegenheit geladen. Beim Gespräch mit HR 

Gugler (Leiter der Direktion Inneres und Kommunales), Herrn Peter Pramberger (IKD), Bgm. Johann Feßl, GV 

Helmut Strutzenberger, AL Erich Aigner (alle Gemeinde Edlbach), Bgm. Peter Auerbach, Vizebgm. Maria 

Benedetter, AL Adolf Sölkner (alle Gemeinde Rosenau/Hp.) war der Tenor klar in Richtung Fusion 

vorgegeben. Kooperationen betrachten die Verantwortlichen in der Aufsichtsbehörde für so einwohnerkleine 

Gemeinden wie Edlbach und Rosenau/Hp. bereits zu wenig. Dies geht sogar so weit, dass von der 

Aufsichtsbehörde eine größere Fusion mit mehreren Gemeinden (z.B. Großraum Windischgarsten) erwünscht 

wird, da eine Fusion mit Edlbach wiederum nur etwa 1.300 Einwohner erreicht würden. Eine Fusion von 

Edlbach mit Rosenau/Hp. wurde anlässlich dieser Besprechung bereits von beiden Bürgermeistern favorisiert. 

Klar verneint wurde von allen betroffenen Gemeindeverantwortlichen Fusionsabsichten mit der Marktgemeinde 
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Windischgarsten. Nach einer Absichtsbeschlussfassung in den jeweiligen Gemeinderäten wird die Direktion 

Inneres und Kommunales eine professionelle Beratung den betroffenen Gemeinden anbieten und zur Verfügung 

stellen. Allerdings müsste die Angelegenheit zuerst in den Gemeinderäten diskutiert und in einem Beschluss 

zusammengefasst werden. Dabei sollten die Eckpfeiler, wie welche Gemeinden, zu welchem Datum fusioniert 

werden und wie man die Angelegenheit mit den betroffenen Einwohnern darstellt und entscheidet, enthalten 

sein. Weiters erwähnt der Vorsitzende, dass die Angelegenheit auch schon anlässlich der Gebarungsprüfung (FJ 

2014-2016) im Sommer 2017 Thema war und Absichten und Gespräche bereits im Prüfbericht zur Prüfung 

dokumentiert sind. Matthias Berger fragt nochmals wegen besseren Projektförderungen bei 

Kooperationsprojekten nach. Bgm Auerbach wiederholt 15 % mehr gibt es bei Projekt von 2 oder mehreren 

Gemeinden. Für fusionierte Gemeinden wird die Projektförderung für alle Gemeinde gemessen an der 

finanzschwächeren Gemeinde. Außerdem sollten 3 Projekte als Zuckerl bei Fusionsabsichten besser unterstützt 

werden. Da Bgm. Auerbach dem Wunsch der Aufsichtsbehörde nach einer überregionalen Fusion nachkommen 

wollte, hat er auch schon mit Bgm. Exenberger aus Spital am Pyhrn über ein Fusionsthema gesprochen. Auch 

Bgm. Exenberger zeigte sich gar nicht abgeneigt von diesem Gedanken. Mit Edlbach ist man ohnehin schon 

etwas weiter. Bgm. Johann Feßl (Edlbach) wird auch mit diesem Thema bereits in die nächste 

Gemeinderatssitzung gehen. Bgm. Auerbach fordert die Gemeinderatsmitglieder auf, in der nächsten Zeit über 

eine Fusionsmöglichkeit intensiver nach zu denken und ersucht sie, dieses Thema positiv in den Kreis der 

Gemeindebürger zu transportieren. Als gutes Beispiel führt er die Gemeindefusion Admont mit Hall, Weng und 

Ardning an. Auch dort blieben Ortsgebiete bezeichnet, wie sie bestanden.  

Matthias Berger begrüßt eine Fusion mit Edlbach. Einer Fusion mit Spital am Pyhrn könnte er sich aber nicht 

anfreunden. Bgm. Auerbach erklärt zunächst, dass Rosenau am Hengstpaß ebenso an Spital am Pyhrn (im 

Bereich Traxlerweg) angrenzt und schon die finanzielle Situation in Spital am Pyhrn als Zuzugsgemeinde mit 

vielen auflebenden Unternehmen (Fa. Mark, Bernegger, JELD WEN, usw.) für Rosenau/Hp. ein Vorteil sein 

könnte. Zudem könnten auch die Infrastruktur der Volksschule trotz Fusion notwendig bleiben. Eine 

professionelle Zusammenarbeit im großen Gemeindeamt mit den Gemeindebediensteten wird auch mehr 

Vorteile bringen. Fraktionsobmann Ing. Jürgen Steinbichler ist ebenso für eine Fusion mit Edlbach. Er fügt aber 

hinzu, dass gerade die Bewohner aus den Bereichen Wurbauerkogel und Mühlreithsiedlung mit einer Fusion 

mit Spital am Pyhrn nicht zu gewinnen werden. Bgm. Auerbach bleibt dabei, dass sie viele Dinge nur bei einer 

freiwilligen Fusion ausverhandeln lassen, die bei einer Zwangsfusion nicht mehr diskutiert werden können. Die 

Entscheidung selbst über mögliche Fusionen soll ohnehin die Bevölkerung in Form einer Volksabstimmung 

treffen. Aufgabe des Gemeinderates und der Bürgermeister wird die Aufbereitung dieser Entscheidung sein. Er 

stellt es den Gemeinderatsmitgliedern frei, ob sie heute bereits einen Grundsatzbeschluss zu diesem Thema 

fassen möchte. Da die Gemeinderatsmitglieder signalisieren einen notwendigen Grundsatzbeschluss fassen zu 

wollen, beantragt er die grundsätzliche Beschlussfassung sich innerhalb des Gemeinderates intensiv mit einer 

Gemeindefusionsabsicht zu befassen und in dieser Angelegenheit weiter zu diskutieren und abwägen. Aufgrund 

der positiven Haltung der einzelnen Gemeinderatsmitglieder zu einer Gemeindefusion soll eine intensive 

Beratung in den einzelnen Ausschüssen und Gemeindegremien mit der Aufsichtsbehörde erfolgen. Als 

Fusionszeitpunkt wird der 01.01.2021 angestrebt. Seinem Antrag auf grundsätzlich Beschlussfassung für die 

Absicht mit anderen Gemeinden (Edlbach, eventuell Spital/Pyhrn) zu fusionieren, stimmen die 

anwesenden Gemeinderatsmitglieder einstimmig per Handzeichen zu.  

 
7. Berichte der Ausschussobmänner/obfrauen 

Daniela Auerbach als Kulturausschussobfrau lädt zur traditionellen Adventfeier, der zum zweiten Male beim 

Feuerwehrdepot und Bauhofvorplatz wegen dem beleuchteten Christbaum des Herrn Ing. Stöckl stattfindet, ein. 

Um 17.00 Uhr beginnt die Heilige Messe mit Pfarrer DDr. Gerhard Maria Wagner und dem Männerchor 

Rosenau/Hp. Anschließend geht es zum Aufwärmen bei Punsch und Glühmost zum Gemeindebauhof. Die 

Adventstände haben bereits ab 15.00 Uhr geöffnet.  

 

Vizebgm. Maria Benedetter informiert über die Termine der Gesunden Gemeinde im kommenden Jahr 2018. 

 10.02.2018 Faschingsroas 

 Freitag, 23.02.2018 Fackelwanderung (Semesterferien) 

 „Das Leben entrümpeln“ überregionaler Gesundheitsvortrag (Gesunde Gemeinde Roßleithen, Josef Stummer) 

 09.06.2018 Multi-Kulti-Brunch (Samstag vor Vatertag) 

 08.09.2018 Radwandertag am neuen Radwanderweg in Klaus falls fertiggestellt 

 26.10.2018 Gesunde Gemeinde Wandertag 

 Yoga Kurs 
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 Gedächtnistraining laufend 

 Bewegter Nachtmittag 

 Turnen 

 Gesunde Schulküche 

 Gesunder Kindergarten 

 

Wolfgang Eibl als Obmann des Bau- und Straßenausschuss informiert über die Anlieferung der 

Hausnummerntafeln für das neue Orientierungs- und Leitsystem vor ein paar Tagen. Sie werden demnächst von 

Günther Mateyka (Rettungsfahrer) ausgeteilt. Die Straßenschilder sollten in der KW 47 angeliefert werden.  

Bgm. Auerbach erzählt von den Problemen mit dem Verein Zeitschenfreunde. Die Vereinsgemeinschaft will die 

Beschilderung nicht und lehnt sogar die neuen Hausnummern ab. Frau Leopoldine Sanglhuber fragt in dieser 

Angelegenheit, was mit der Rallyestaatsmeisterstafel passiert, weil diese weggeräumt wurde. Bgm. Auerbach 

erklärt, dass diese erneuert wird, weil Mundl nun bereits zum 14. Mal Staatsmeister ist und die Steher werden 

dem Orientierungs- und Leitsystem angepasst.  

 
8. Bericht des Bürgermeisters 

Bgm. Auerbach informiert vom Gewerbegebiet St. Pankraz INKOBA. Das Grundstück mit einer Gesamtfläche 

von 45.639 m² wurde vom Verband nun an die Firma ifw Manfred Otte GmbH (Kunststofftechnik) in 4563 

Micheldorf zum Preis von ca. 997.000 verkauft. Die Fa. ifw hat sich in der Präambel des Vertrages dazu 

verpflichte, 65 Beschäftigte von Micheldorf nach St. Pankraz zu verlegen. Mit dem Verkaufserlös wird das vom 

Verband aufgenommene Darlehen zurückgezahlt. Noch offene Beträge werden mit den 

Kommunalsteuereinnahmen von diesem Betrieb getilgt. Die Probebohrung, ob ausreichend Wasser zur 

Verfügung steht war erfolgreich.  

 
9. Allfälliges  

 

Da es keine weiteren Wortmeldungen zum Punkt Allfälliges gibt, beendet der Bürgermeister die 

Gemeinderatssitzung um 20.13 Uhr und wünscht noch einen schönen Abend. 

 
 
Auerbach Peter 
Bürgermeister    ___________________________ 
 
Sölkner Adolf 
Schriftführer     ___________________________ 
 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 09.11.2017 keine Einwendungen erhoben wurden, über die erhobenen Einwendungen der 
beigeheftete Beschluss gefasst wurde. 
 
 
 
Rosenau, 14.12.2017   Der Vorsitzende: 
 
      ____________________________ 
 
 
Daniela Auerbach 
GR Fraktionsobfrau SPÖ   ___________________________ 
 
 
Ing. Jürgen Steinbichler 
GR Fraktionsobmann ÖVP  ___________________________ 


